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			Vier Monate in Anden überlebt

			Chile will Wanderer wegen Sexualstraftat zurückholen
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			Der 58-jährige Mann wurde am Sonntag geborgen. (Foto: AP)

			San Juan (dpa) - Ein vermeintlicher Überlebensheld wird in Südamerika seit Monaten als Sexualtäter gesucht. Der 58-jährige Mann aus Uruguay war am Sonntag nach viermonatiger Irrwanderung in den argentinischen Anden geborgen worden. Er war aus Chile geflohen, wie die chilenische Staatsanwaltschaft am Montag bekanntgab. Der Mann werde dort wegen eines Sexualverbrechens gesucht. Das Opfer soll ein achtjähriger Neffe sein.

			In San Juan, wo der Mann sich in einem Krankenhaus von seiner starken Unterernährung und Dehydrierung erholt, ordnete der zuständige Richter am Dienstag seine vorläufige Verhaftung an, nachdem ein Auslieferungsantrag aus Chile eingegangen war, wie die Nachrichtenagentur DyN berichtete. Auch in Uruguay bestätigte Interpol der Nachrichtenagentur dpa, dass in Montevideo ein internationaler Haftbefehl gegen den Anden-Wanderer vorliege.

			Der Mann war am 11. Mai von der chilenischen Ortschaft Petorca aus gestartet. Er hatte seiner Familie mitgeteilt, er werde wegen einer Panne seines Motorrads zu Fuß die Anden überqueren und bat, ihn als vermisst zu melden, falls er eine Woche später nicht auf der argentinischen Seite ankomme. Die polizeiliche Anzeige der Familie wurde erst Ende Juni in Argentinien empfangen. Eine Suchaktion blieb damals erfolglos.

			In Chile wurde indessen am 17. Juli eine Fahndung eingeleitet, als der Mann nicht zu einem Termin vor Gericht erschien. Er war am 22. April wegen eines mutmaßlichen Sexualverbrechens gegen das Kind einer Schwägerin in dem Hauptstadtvorort Cerro Navia angezeigt worden, wie der Rundfunksender Cooperativa berichtete. Die Frau und die Tochter des Mannes, die aus Uruguay nach San Juan gereist sind, erklärten demnach, Verwandte in Chile versuchten, sie zu erpressen.

			Der Mann wurde am Sonntag auf rund 3000 Meter zufällig von der Besatzung eines argentinischen Hubschraubers in der Berghütte Ingeniero Sardina in der Provinz San Juan gefunden. Die Maschine der lokalen Wasserwerke war wegen des Wetters von der vorgesehenen Route abgewichen. Einem der Piloten, der selbst einmal 15 Tage in den Anden verloren war, fiel auf, dass die Türen der Berghütte offen standen und bestand auf einer Landung. „Er saß auf dem Boden, wach, aber sehr schwach“, erklärte ein Teilnehmer der Bergung der Zeitung „Clarín“. Der Mann habe zum Hubschrauber getragen werden müssen.

			Der Uruguayer hatte 20 Kilo abgenommen und viel Flüssigkeit verloren und war wegen der Höhensonne leicht sehbehindert, befand sich aber sonst in allgemein gutem Gesundheitszustand, erklärten die Ärzte. Das Eis- und Schneewasser im Hochgebirge ist sehr mineralarm und wird deshalb vom Körper kaum gehalten.

			Der Wanderer, der in seiner Heimatstadt Bella Unión als Klempner arbeitete, hatte die Anden westwärts nach Chile auf seinem Motorrad gekreuzt. Dort hatte er Verwandte seiner Frau besucht, erklärte seine Mutter nach Angaben der argentinischen Nachrichtenagentur DyN. Bei seiner Flucht zu Fuß verfolgte er einen Weg, der im Sommer auf bis zu 4500 Meter Höhe für Anden-Kreuzungen zu Pferd benutzt wird. Der starke Schneefall verdeckte aber den Pfad, weshalb sich der Mann nordwärts verirrte. Die Bergpässe der Anden werden während der Wintersaison ab 30. April geschlossen.

			Er überlebte nach eigenen Angaben dank der knappen Lebensmittel, die in den im Winter verlassenen Berghütten der Bergsteiger hinterlassen werden. Auch jagte er Bergmäuse und eine Eule und verzehrte das wenige Gras, das er auf dem Weg fand. In Ingeniero Sardina gab er dann die Wanderung auf und wartete auf das Wunder, das sich am Sonntag ereignete.

			Im Winter 1972 hatten 16 Uruguayer 72 Tage in den Anden nach dem Absturz ihres Flugzeugs überlebt. Um dem Hungertod zu entgehen, hatten sie Fleischstücke ihrer 29 umgekommenen Reisegefährten verzehren müssen. Der Fall des „Andenwunders“ wurde später verfilmt.
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			Taianas Comeback

			Ex-Außenminister kandidiert für Stadtparlament

			Buenos Aires (AT/mc) – Der ehemalige Außenminister Jorge Taiana wird als Listenerster der linksperonistischen „Front für den Sieg“ (FpV) bei den Teilwahlen zum Stadtparlament von Buenos Aires antreten. Dies ist die prominenteste Personalie für den Urnengang, der wie die nationalen Wahlen am 27. Oktober (Sonntag) abgehalten wird. Im Stadtparlament werden 30 von 60 Sitzen neu vergeben. Vor wenigen Tagen endete die Frist zur Einreichung der Listen.

			Hinter Taiana folgen die Bürgerbeauftragte María Rosa Muiños, Taxi-Gewerkschafter Omar Viviani sowie José Cruz Campagnoli von der Partei „Nuevo Encuentro“, die Teil der „Front für den Sieg“ ist und die Politik von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner unterstützt. Taiana war 2010 aus „rein persönlichen Gründen“ vom Amt des Außenministers zurückgetreten. Das Angebot, für das Stadtparlament zu kandidieren, bezeichnete er als „Herausforderung und Verpflichtung“.

			Doch die K-Peronisten haben in der Hauptstadt traditionell einen schweren Stand. Stärkste Kraft war bei den vergangenen Wahlen die rechts-konservative Pro-Partei von Bürgermeister Mauricio Macri. Deren Liste führt diesmal der Philosoph Iván Petrella an, der beruflich als wissenschaftlicher Direktor der „Fundación Pensar“ (Stiftung Denken) tätig ist. Auf dem nächsten Listenplatz folgt Juan Pablo Arenaza, der politisch der Nationaldeputierten Patricia Bullrich nahe steht. Weitere Pro-Politiker wie Carmen Polledo, Alejandro García, Karina Spalla, Roberto Quattamano und Helio Rebot wollen ihre Mandate erneuern. Insgesamt stehen für die Pro-Partei zehn Stadtparlamentssitze auf dem Spiel.

			Stark in der Hauptstadt war zuletzt auch das Mitte-Links-Bündnis UNEN. Die Wahlallianz tritt bei den Stadtparlamentswahlen mit Spitzenmann Gustavo Vera an, dem Vorsitzenden der Nicht-Regierungsorganisation „La Alameda“, die gegen Menschenhandel kämpft. Auf der UNEN-Liste folgt die bisherige Senatorin María Eugenia Estenssoro vor dem Sozialisten Hernán Arce.

			Zudem reichten neun weitere Parteien und Bündnisse Listen ein.
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			Neuer Ärger um „Botnia“

			Argentinien strikt gegen Ausbau der Papierfabrik

			Buenos Aires (AT/mc) - Vor zwei Wochen erst beschworen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und ihr uruguayischer Amtskollege José Mujica Gemeinsamkeiten und Freundschaft zwischen den beiden Nachbarländern. Doch in dieser Woche flammte der alte Konflikt um die umstrittene Papierfabrik „Botnia“ (heute UPM) wieder auf, die sich auf der uruguayischen Seite des Grenzflusses Uruguay befindet. Argentinien befürchtet, dass die Produktionskapazitäten der umstrittenen Anlage erweitert werden könnten. 

			„Uns beunruhigt der enorme permanente Druck, den das Unternehmen UPM auf die demokratische uruguayische Regierung ausübt“, meinte Sergio Urribarri, der Kirchner-treue Gouverneur der Provinz Entre Ríos, der sich am Dienstag in Buenos Aires mit Außenminister Héctor Timerman traf. Beide unterstrichen dabei, dass die ablehnende Haltung Argentiniens gegenüber jeder möglichen Erweiterung der Papierfabrik „unflexibel“ sei. Gegebenenfalls werde man ein erneutes Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag anstrengen, waren sich beide einig. 

			In Montevideo wertete man die Kommentare als Wahlkampfgetöse: Urribarri sei ein Freund, aber man müsse sehen, dass er sich mitten im Wahlkampf befinde, analysierte Mujica. Die Zeitung „La Nación“ berichtete zudem, dass der uruguayische Präsident in Sachen „Botnia“ keine Entscheidung treffen werde, ohne nicht vorher seine argentinische Amtskollegin zu konsultieren. Es werde keine unilaterale Entscheidung geben, weil dies dem Río-Uruguay-Vertrag widerspreche, so die Zeitung unter Berufung auf eine nicht näher bezeichnete Regierungsquelle.

			Vor gut einem Jahr hatte das uruguayische Umweltministerium sein Einverständnis erklärt, die Jahresproduktion der Papierfabrik von 1,1 auf 1,3 Millionen Tonnen Zellulosepaste anzuheben. Doch Mujica hat das Vorhaben bislang nicht abgesegnet. Am kommenden 26. September läuft die Frist zur Entscheidung ab.
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			Die Woche in Argentinien

			Waldbrände in Córdoba

			Die Provinz Córdoba ist Anfang der Woche von heftigen Waldbränden heimgesucht worden. Die Feuer breiteten sich im Tal von Calamuchita aus, rund 120 Kilometer südwestlich der Provinzhauptstadt Córdoba entfernt. Mehrere Tage lang kämpften Feuerwehreinheiten gegen die Flammen an. Am Mittwoch beruhigte sich die Situation, da die starken Winde und die allgemein hohen Temperaturen, die den Brand begünstigt hatten, nachließen. Provinzgouverneur José Manuel De la Sota hatte am Dienstag noch von einer „sehr ernsten Situation“ gesprochen und seine Hoffnung auf einen Wetterumschwung gestützt. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits rund 20.000 Hektar Wald – meist Pinien – niedergebrannt. 550 Menschen mussten zeitweise evakuiert werden; viele von ihnen in der Gemeinde Yacanto. 900 Feuerwehrleute waren täglich an der Feuerfront, um den Brand unter Kontrolle zu bringen. Zwölf Flugzeuge und vier Hubschrauber kamen dabei zum Einsatz. Was die Ursache der Brandkatastrophe betrifft, untersucht die Staatsanwaltschaft, ob es sich um „fahrlässige Brandstiftung“ gehandelt haben könnte. Ein Mann wurde unter entsprechendem Verdacht festgenommen. Er soll mit einem Traktor gearbeitet haben, der sich in einem unzulässig schlechten Zustand befunden habe. Das Fahrzeug zog eine Ölspur hinter sich her. Schließlich seien durch den Motor Funken verursacht worden, die zum Brand geführt hätten, so die Hypothese.

			Sicherheitschef Granados

			Alejandro Granados soll in der Provinz Buenos Aires für Recht und Ordnung sorgen. Gouverneur Daniel Scioli ernannte gestern den langjährigen Bürgermeister von Ezeiza zum Chef des Sicherheitsministeriums, das in Zukunft vom Justizministerium organisatorisch getrennt sein soll. Granados gilt als Verfechter einer „Politik der harten Hand“. Der Oppositionspolitiker Francisco De Narváez begrüßte die Personalie grundsätzlich, wertete sie aber auch als Eingeständnis des Scheiterns der bisherigen Sicherheitspolitik in der Provinz. Granados ist der Kopf einer einflussreichen peronistischen Familie. Als Verwaltungschef der Gemeinde Ezeiza, auf deren Gebiet sich sowohl der internationale Flughafen „Ministro Pistarini“ sowie das Trainingslager des nationalen Fußballverbandes AFA befinden, verfügte er bereits über viel Einfluss. Aber auch andere Familienmitglieder befinden sich in wichtigen Funktionen. So ist Granados‘ Sohn, der ebenfalls Alejandro mit Vornamen heißt, Chef der nationalen Flugverkehrsbehörde ANAC. Seine Frau, die Nationaldeputierte Isabel Visconti, hat direkten Draht zu Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Granados‘ Schwester Leonor ist Provinzsenatorin. Sie verließ indes jüngst das K-peronistische Lager und schloss sich den Reihen des aufstrebenden  Sergio Massas an.

			Metrobus für die Provinz?

			Der Metrobus ist bislang gut angenommen worden in der Hauptstadt. Dies ist auch Daniel Scioli, dem Gouverneur der angrenzenden Provinz Buenos Aires, nicht entgangen. Der peronistische Politiker kann sich von daher vorstellen, dass das System, das Fahrspuren exklusiv für Busse vorsieht, auch in seinem Verantwortungsbereich eingeführt wird. Konkret nannte er als Ziel, die Vororte Vicente López und San Isidro mit der Hauptstadt zu verbinden. Gemeinsam analysieren derzeit Politiker aus Stadt und Provinz Möglichkeiten, das Vorhaben zu realisieren. Der Metrobus könnte beispielsweise an der „Avenida Cabildo“ im Stadtteil Belgrano beginnen, die „General Paz“ kreuzen und dann seine Fahrt – schon auf Provinzgebiet - auf den Straßen „Av. Maipú“, „Av. Santa Fe“ und „Av. Centenario“ bis nach San Isidro fortsetzen. Jorge Macri, der Bürgermeister von Vicente López, bestätigte, dass bereits entsprechende Studien erstellt würden. Grundsätzlich erscheine das Projekt machbar. „Es wäre ein spektakulärer Fortschritt für die Kommune“, so der Provinzpolitiker, der der Cousin von Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri ist.

			Skandal im Außenamt 

			Nach Rassismus- und Mobbingvorwürfen musste Abteilungsleiter Hugo Merlo im Außenministerium seinen Hut nehmen. Die Gewerkschaft der Staatsbediensteten (ATE) hatte den Funktionär des Machtmissbrauchs und des unwürdigen Umgangs mit seinen Mitarbeiter bezichtigt. Die „brutalen Ausdrücke und Diskriminierungen bis hin zur Fremdenfeindlichkeit“ seien nicht hinnehmbar, so die ATE. Zudem habe Merlo Mitarbeiter dazu ermuntert, Kollegen zu denunzieren. Die Gewerkschaft monierte des Weiteren, dass sich Merlo wie ein Herrscher aufgeführt habe, obwohl er eigentlich nur zeitlich befristet im Auswärtigen Amt beschäftigt gewesen sei. Das Ministerium ging auf die Vorwürfe selbst nicht ein, bestätigte aber den Rücktritt des umstrittenen Funktionärs. Zudem informierte die Behörde, dass Außenminister Héctor Timerman ein Dienstaufsichtsverfahren in die Wege leiten werde.

			Temperaturrekord

			Kalendarisch ist noch Winter. Doch die Temperaturen, die Mitte der Woche in Buenos Aires zu verzeichnen waren, hatten eher sommerlichen Charakter. Mit 35,3 Grad Celsius registrierten die Meteorologen am Dienstag um 16.40 Uhr den höchsten Wert, der in der Hauptstadt seit dem Beginn der statistischen Temperaturerfassung gemessen wurde. Zudem wurde um 7.50 Uhr morgens mit 23,4 Grad der höchste Tiefstwert für einen Tag seit 69 Jahren festgestellt. Der bislang wärmste Tag im September war der 29. dieses Monats im Jahr 1944. Damals lag der Höchstwert des Tages bei 34 und der Tiefstwert bei 23,7 Grad. Am Donnerstag kühlte es sich dann wieder ab.

			Carrió: CFK wie Isabel

			Mit einer gewagten historischen Analogie hat die Abgeordnete Elisa Carrió Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner mit Isabel Perón verglichen. Wie diese habe auch Cristina in weiten Teilen den Rückhalt bei der peronistischen Partei (PJ) sowie den Gewerkschaften verloren. Für Kirchner ein wenig schmeichelhafter Vergleich: Isabel Perón war nach dem Tode ihres Mannes Juan Domigo Perón von 1974 bis 1976 Präsidentin. Sie war jedoch mit dem Amt überfordert. Das Land versank in Chaos und Gewalt. 1976 kam es schließlich zum Putsch des Militärs gegen die Perón-Witwe. (AT/mc)
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			Schlechte Beziehungen mit USA

			Die Vereinigten Staaten sind spätestens seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs eindeutig die größte Weltmacht. Sie sind nicht nur militärisch am besten ausgerüstet und stets eingriffsbereit, wenn Krisen ausbrechen, sondern auch wirtschaftlich auf Vordermann, und gelten wissenschaftlich und technologisch als Vorreiter. Präsident Carlos Saúl Menem (1989-1999) erkannte diese Rolle der USA an und bemühte sich um beste Beziehungen, die sein Außenminister Guido Di Tella mit dem Spruch „fleischliche Beziehungen“ (relaciones carnales) deutlich übertrieb. Menem gelang es auch, dass Argentinien als einziges lateinamerikanisches Land als Sonderalliierter der USA außerhalb der NATO anerkannt wurde.

			Mit den Kirchners änderten sich diese Beziehungen. Die USA haben die Brüskierung des damaligen US-Präsidenten George W. Bush in Mar del Plata nicht vergessen, als Präsident Néstor Kirchner, immerhin der Gastgeber, mit seinem Kollegen Hugo Chávez von Venezuela im März 2005 einen demagogischen Aufmarsch gegen Bush organisierte. Die USA vergessen solche Beleidigungen nicht, gleich welcher Partei ihr Präsident angehört. Unter Cristina Kirchner brüskierte ihr Außenminister Héctor Timerman die USA, als er in Ezeiza ein Paket des US-Militärs als Schmuggel kennzeichnete, obwohl es sich um Material handelte, das zur Ausbildung der argentinischen Polizei eingesetzt werden sollte.

			Auch in anderen Bereichen verschlechterten sich die Beziehungen. In Washington pflegt eine informelle Agenturzentrale gemeinsam die Themen zu behandeln, die ihr von den einzelnen Agenturen in Beziehungen zu anderen Ländern vorgetragen werden. In der Folge stimmten die US-Delegierten in der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank gegen Kredite an Argentinien. Die argentinische Außenhandelspolitik mit ihren Einzellizenzen für Importe, die willkürlich von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno, der dafür nicht zuständig ist, zugeteilt oder abgelehnt werden, irritieren die USA, ebenso wie zahlreiche andere Länder in der Welthandelsorganisation. Die argentinische Botschafterin Cecilia Nahón gehört der linkslastigen Regierungsorganisation La Cámpora an und ist als solche denkbar ungeeignet, um die Beziehungen zu den USA zu pflegen.

			Unter Menem wurde Argentinien mit der Unterstützung der USA in die informelle sogenannte Gruppe der 20 (G 20) aufgenommen, obwohl andere Länder eher dafür qualifiziert sind. Präsidentin Cristina Kirchner nimmt an den Tagungen der G 20 stets teil, wo sie bisher vergeblich einen persönlichen Kontakt zu US-Präsident Barack Obama sucht, der bisher nie über formelle Begrüßungen hinausging. Auch in Sankt Petersburg, wo in der Vorwoche die letzte G 20-Tagung stattfand, gelang es der Präsidentin nicht, in einem bilateralen Gespräch die Hilfe der US-Regierung im Streit mit den Geierfonds zu bekommen. Die argentinische Regierung befürchtet, dass die US-Justiz Argentinien verdonnert, die Bonds der Geierfonds voll auszuzahlen, ohne den Schnitt von anfangs 70 Prozent und die Umschuldung zu langen Fristen und niedrigen Zinssätzen zu berücksichtigen. Das sei eine Gefahr für kommende Umschuldungen in hoch verschuldeten Ländern, das sind die meisten in Europa und anderenorts. Das gemeinsame Komitee der US-Agenturen ließ wissen, dass die USA diese Gefahr nicht wahrnehmen, da es sich um ein Problem handle, das nur Argentinien betreffe. Dass Frankreich die argentinische These vertrete und sich als „amicus curiae“ beim US-Gericht melden werde, gleicht den Ausfall der USA nicht aus. Obama war in Sankt Petersburg nicht bereit, über dieses Thema mit Argentinien zu sprechen.

			Das unverständliche Verständigungsmemorandum, das Außenminister Timerman vor einiger Zeit mit seinem iranischen Kollegen vereinbarte, verärgerte die US-Außenpolitik, die darin eine politische Einflussnahme des Iran in Südamerika befürchtete. Auch das hat die Beziehungen zu den USA gestört, obwohl das Memorandum inzwischen versandet ist, da es das iranische Parlament nicht ratifiziert hat, nachdem der argentinische Kongress die Ratifizierung vollzogen hatte. Dem Iran wird weltweit der Bau einer Atombombe unterstellt, die eine Gefahr für Israel und den Nahen Osten bedeuten würde.

			Cristina Kirchner erntet jetzt in diesem und anderen Fällen, wie die Importverbote von Rindfleisch und Zitronen in den USA, die Folgen der Außenpolitik der Kirchners in ihrer angeblich erfolgreichen Regierungsdekade von 2003 bis 2013, derweil die Devisenreserven als Folge unaufhaltsamer Kapitalflucht pausenlos abnehmen, während die Geldschöpfung in Pesos zunimmt und die Inflation anheizt, die die Präsidentin als solche nicht wahrnehmen will.
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			Randglossen

			Präsidentin Cristina Kirchner gestand dieser Tage, dass sie 1973, als 20-Jährige vor vierzig Jahren, in der Präsidentenwahl zwar für Juan Domingo Perón gestimmt habe, aber nicht auf der Liste der peronistischen Partei mit Alliierten, sondern auf der linkslastigen Liste von Jorge Abelardo Ramos, der außerhalb der peronistischen Listen auch für Perón eintrat. Ramos war weitgehend unbekannt, ohwohl er als Journalist in den ersten beiden Regierungen Peróns unter dem Pseudonym Víctor Almagro politische Artikel geschrieben hatte. Mit seiner eigenen Liste und Perón als Kandidat heimste er über eine Million Stimmen ein, für die er sich nachher eine beträchtliche Summe von der Regierung auszahlen ließ und als eigenen Gewinn einsteckte. Cristina gab mit ihrem Geständnis zu, dass sie sich als Jugendliche linkslastig verstand. Offenbar lasten diese jugendlichen politischen Sünden immer noch auf ihrer Seele.

			Martín Insaurralde, Bürgermeister von Lomas de Zamora und Regierungskandidat als erster Deputierter in der Provinz Buenos Aires, der gegen den Bürgermeister von Tigre, Jorge Massa, in den Vorwahlen verloren hatte, empfahl überraschenderweise, dass künftig Jugendliche ab 14 Jahre und nicht wie jetzt 16 Jahre für ihre Verbrechen haften sollten. Dieser Vorschlag soll offenbar das Image Insaurraldes als Kandidat aufpolieren, nachdem die Kriminalität zumal in Buenos Aires und Umgebung die Bevölkerung allgemein stark betrifft und zahlreiche Jugendliche als Verbrecher verhaftet und - eben weil sie Jugendliche sind - umgehend wieder freigelassen werden, um abermals Verbrechen zu ver-üben. In Regierungskreisen, die der Präsidentin nahestehen, kam der Vorschlag Insaurraldes schlecht an. Die Regierung steht den sogenannten Garantisten näher, laut denen Verbrecher Opfer der Gesellschaft sind und daher nicht als verantwortlich für ihre Taten verurteilt werden sollten, Jugendliche unter 16 Jahren schon mal gar nicht. Die Präsidentin schwieg und Insaurralde steht allein auf weiter Flur mit seinem Vorschlag da.

			Auf den letzten Metern nimmt der deutsche Wahlkampf doch noch Fahrt auf. Allerdings nicht, weil die politischen Inhalte so spannend wären. Derzeit geht es vor allem um die Frage, wie es zu werten ist, dass SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück in einem Mimik-Interview mit der „Süddeutschen Zeitung“ den Stinkefinger gezeigt hat. Derlei Gesten kennt man ja sonst eher von Hannovers Skandalprinzen Ernst August. Oder man hätte sie einem Kandidaten der Anarchistischen Pogo-Partei (APPD) zugetraut, die in früheren Jahren für den Bundestag kandidierte. Aber von einem (vermeintlich) soliden Sozialdemokraten? 

			Immerhin schaffte es Steinbrück durch seine provokante Aktion bis nach Australien in die Schlagzeilen. Und auch auf Twitter freuen sich die User: Schon gibt es einen eigenen Account #peersfinger, der dort Merkels #schlandkette Konkurrenz macht. Letzteres als Reverenz an die schwarz-rot-goldene Halskette, die die Kanzlerin beim TV-Duell mit Steinbrück trug. Man darf also gespannt sein, wer am Ende Deutschlands „King of Kotelett“ wird.
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			Einsatz des Heeres für die Belgrano-Eisenbahn

			Ende der Vorwoche kündigten Innen- und Transportminister Florencio Randazzo und Verteidigungsminister Agustín Rossi gemeinsam ein Programm an, um die Belgrano-Frachteisenbahn durch Einsatz einer militärischen Fabrik und von Militäringenieuren zu erneuern. Seit das Transportsekretariat von De Vido auf Randazzo übertragen wurde, hat eine neue Politik auf diesem Bereich eingesetzt, ganz besonders bei den Vororteisenbahnen, wo Schienen und Waggons erneuert, neue Bremsen bei sämtlichen Zügen eingerichtet wurden, und ein GPS-System zur Kontrolle der Fahrer eingesetzt wurde. Jetzt kümmert sich die Regierung auch um die Belgrano Frachteisenbahn, die auch die brasilianische ALL übernommen hat (die die Strecke Buenos Aires über Entre Rios und Corrientes bis Misiones betrieb), und in „Belgrano Cargas y Logística” umgetauft wurde.

			Insgesamt betreibt das Unternehmen ein Schienennetz von 9.282 km in 17 Provinzen (von einem gesamten Netz von etwas über 20.000 km), verfügt über 110 Lokomotiven und 5929 Waggons, die effektiv verwendet werden, plus weitere 4.200, die stillgelegt wurden. Von den Schienen befinden sich viele in so schlechtem Zustand, dass die Züge nur mit minimaler Geschwindigkeit, oft nur 5 Stundenkilometern, fahren können. Gegenwärtig befördert diese Bahn um die 400.000 Tonnen pro Monat mit 52 Zügen. Die Strecke nach dem Nordwesten der Belgrano Bahn, von Buenos Aires über Córdoba und Tucumán bis Jujuy, wurde früher intensiv verwendet. Bei langen Strecken ist die Frachteisenbahn gegenüber dem Lastwagen sehr konkurrenzfähig. Dennoch hat sich in den letzten Jahren der Lastwagen durchgesetzt und einen höheren Anteil der Gesamtfracht befördert. Der Versuch, die Belgrano-Bahn durch private Betreibung effizienter zu gestalten, der 1992 unternommen wurde, ist gescheitert. In anderen Fällen war er erfolgreich, wobei jedoch besonders die Belgrano-Bahn wegen der langen Strecke hätte konkurrenzfähig sein sollen. Die Bahn wurde nach mehreren Versuchen privater Betreibung, mit Mitwirkung der Gewerkschaft und angeblich auch chinesischem Interesse (was dann versandete) schliesslich ganz vom Staat übernommen. 

			Jetzt soll die Fabrik von „Fabricaciones Militares” in Rio Tercero, Provinz Córdoba, für die Fabrikation und Instandsetzung von Waggons eingesetzt werden. Verteidigungsminister Rossi behauptete, die Preise würden auf analoger Höhe wie die internationalen liegen. Diese Fabrik hatte schon Waggons erzeugt, dies jedoch vor über 30 Jahren aufgegeben. Ausserdem sollen 1.000 bis 1.500 Offiziere und Arbeiter der Ingenieurabteilung des Heeres für die Erneuerung von Schienen eingesetzt werden. Es wurde nicht mitgeteilt, wie viel all dies kosten wird. 

			Für die argentinische Wirtschaft des ganzen Nordens ist eine gut funktionierende Eisenbahn sehr wichtig, da dabei die Transportkosten verringert und die Strassen entlastet werden können. Es genügt, wenn die Züge mit 50 Stundenkilometern fahren können, ohne Unterbrechungen. Bei Personeneisenbahnen müsste die Geschwindigkeit höher sein, weil sie mit Omnibussen konkurrieren, die eine Geschwindigkeit von ca 100 Stundenkilometern haben. Das würde jedoch eine totale Erneuerung der Schienen erfordern, was sehr kostspielig ist, während es bei einer Frachteisenbahn genügt, die kritischen Strecken zu erneuern, wobei auch die bestehenden Schienen eingesetzt werden können, sofern nur die Spitzen verbraucht sind, die dann abgeschnitten werden. Néstor Kirchner setzte 2003 den Akzent auf den Personenverkehr (was seine Gattin dann fortsetzte), und ist dabei kläglich gescheitert. Erst seit etwa einem Jahr wird die Beförderung von Frachtgut in den Mittelpunkt gestellt. Und das ist konzeptuell ein grosser Fortschritt.
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			Erhöhung der Umsatzgrenzen der Einheitssteuer

			Die Regierung hat die Beträge für den Bruttoumsatz, die als Grenze für die einzelnen Kategorien der Einheitssteuer gelten, ab 1. September verdoppelt. Bei Dienstleistungen wurde die jährliche Obergrenze von $ 200.000 auf $ 400.000 und bei Erzeugung von Sachgütern von $ 300.000 auf $ 600.000 erhöht. Die bisherigen Beträge galten seit 2010, und die Erhöhung wurde analog zum Index der automatischen Rentenerhöhungen verfügt, der in dieser Periode von 100 auf 199 stieg. Ebenfalls wurden die Höchstbeträge für Mieten entsprechend erhöht. Aber die Höchstfläche, die für die Ausübung der Tätigkeit eingesetzt wird, und die Grenze beim Stromverbrauch, wurden beibehalten. Ebenfalls wird die Höchstzahl der Arbeitnehmer, wenn es sich um kleine Unternehmen handelt, nicht geändert.

			Diejenigen, die von der Einheitssteuer ausgeschlossen waren, weil sie den Höchstumsatz überschritten hatten, können sich jetzt wieder dem System anschliessen, sofern sie die neuen Grenzen nicht übertreten. Das können sie schon ab 20. September beantragen. Der monatliche feste Betrag, der für jede Kategorie gilt, wurde nicht geändert. Er beträgt $ 296 monatlich für die niedrigste Kategorie, $ 657 für die mittlere und $ 2.957 für die höchste. Vom Gesamtbetrag entfallen $ 100 auf das Sozialwerk und der Rest auf die eigentliche Steuer. 

			AFIP-Generaldirektor Ricardo Echegaray erklärte, die Einheitssteuer umfasse gegenwärtig 2,25 Mio. Menschen. Bisher hatte die AFIP offiziell eine Zahl von ca. 1,5 Mio. angegeben.Von der Gesamtzahl entfallen jedoch nur 1,51 Mio. auf “reine Einheitssteuerzahler”, während 740.000 gleichzeitig Arbeitnehmer sind, die die normalen Beiträge auf ihren Lohn zahlen. Dies dürfte die Differenz mit der bisherigen Zahl erklären. 

			Die Einheitssteuer, bei der ein fester monatlicher Betrag die Gewinnsteuer und die MwSt ersetzt, wurde 1998 vom damaligen AFIP-Direktor Carlos Silvani eingeführt, um Personen zu erfassen, für die das bestehende Steuersystem zu kompliziert war. Es diente dazu, viele Personen in das Steuersystem aufzunehmen. Doch in vielen Fällen wurde die Einheitssteuer von Personen verwendet, die nicht in das System passten, jedoch auf diese Weise Steuern hinterzogen. Erst seit etwa einem Jahr hat die AFIP mit der systematischen Kontrolle der Einheitssteuerzahler begonnen (die sehr einfach ist), und dabei Viele vom System ausgeschlossen. Die Einheitssteuer schafft bei der MwSt ein Problem, da dadurch die Kette unterbrochen wird: wer von einem Einheitssteuerzahler etwas kauft, kann die MwSt, die der Lieferant theoretisch zahlen müsste, nicht verrechnen.

			Der Erlös der Einheitssteuer ist gesamthaft für das Steueramt relativ niedrig, so dass die neuen Höchstwerte für die einzelnen Kategorien wenig ändern, auch wenn jetzt viele dieser Steuerzahler in eine niedrigere Kateogrie rutschen und somit weniger zahlen. Auf der anderen Seite kann es jetzt für bestimmte Gruppen der Schwarzwirtschaft interessant werden, ihre Situation zu normalisieren. Ohnehin war die Einheitssteuer auch als ein Mittel gedacht, um den Übergang von schwarz auf weiss zu erleichtern. 
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			Aerolíneas Argentinas: CEO Recalde sprach im Parlament

			Die von CFK rückverstaatlichte Aerolíneas Argentinas (die formell noch nicht vom Staat übernommen wurde, sondern nur faktisch) wird das Jahr 2013 mit einem Minus von u$s 250 Mio. beenden. Mariano Recalde, der junge Präsident der Staatslinie, (Sohn des Deputierten der Regierungspartei und CGT-Anwalts Héctor Recalde, dem er sein hohes Amt verdankt, für das er gewiss nicht qualifizierte, weil er überhaupt keine unternehmerische Erfahrung hatte, geschweige denn bei einer Airline, erstattete dem Parlament am vergangenen Mittwoch Bericht, und machte die früheren Geschäftsführungen für die roten Zahlen verantwortlich. “Wir haben das Unternehmen kurz vor dem finanziellen Zusammenbruch übernommen. Als wir die Gesellschaft 2008 übernahmen, lag das Jahresdefizit bei u$s 859 Mio., was 78% der Gesamtkosten ausmacht”, sagte Recalde. “Für das laufende Jahr erwarten wir ein Defizit i.H. von 12% des Gesamtumsatzes.”

			Die Oppositionsparteien liessen sich von solchen “beschönigten” Ankündigungen nicht beeindrucken. Nach Ansicht von Gerardo Morales, Fraktionsleiter der Radikalen Partei (UCR), wird das Defizit durch die Darlehen für die Anschaffung von neuen Flugzeugen verschleiert. “Bis Juli 2013 erreichen die Schulden mit der Banco Nación $ 4,3 Mrd., umgerechnet ca. u$s 780 Mio. Andererseits teilte der Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina mit, dass die Schulden zum 31. Dezember 2012 bei u$s 565 Mio. lagen. Die Zahlen stimmen nicht überein. Morales wies ebenso darauf hin, dass Aerolineas im Laufe von 8 Monaten 2013 schon ein Defizit von $ 2,9 Mrd. erwirtschaftet habe, umgerechnet u$s 450 Mio. Angesichts solcher Tatsachen, frägt Morales, wie ist die Erklärung zu verstehen sei, dass Aerolíneas Argentinas das laufende Jahr mit einem Netto-Defizit von „nur” u$s 250 Mio. beenden werde. 

			Auch Recaldes Preispolitik wurde in Frage gestellt, denn der Staat subventioniert jeden einzelnen Flugpassagier mit u$s 30, unabhängig davon ob nationale oder internationale Strecken geflogen werden. “Wie ist es möglich, dass ein Fluggast der gehobenen Mittelschicht, der sich ein Auslandsflug leisten kann, wie ein Passagier, der einen Inlandsflug macht, behandelt wird?”, fragte die peronistische Abgeordnete Liliana Negre de Alonso aus der Provinz San Luis. Recalde antwortete, nicht die Passagiere würden subventioniert, sondern „es werde ein System der Konektivität in Argentinien und der argentinischen Integration in die Welt” erhalten. Recalde verneinte auch die Beschuldigung, dass AA keine Bilanzen vorlege, obwohl er erst vor Kurzem die Bilanz für 2008 (sic!) vorgelegt hat. Ebenfalls verneinte er, dass das Unternehmen eine „Kasse” für die Cámpora sei, obwohl er sehr viele Personen angestellt hat, die zur dieser politischen Gruppierung gehören, wobei sie völlig unnötig waren und für die spezifische Arbeit nicht qualifizierten. Aerolíneas Argentinas hat ohnehin mehr als doppelt so viel Personal, wie es nach internationalen Massstäben haben sollte. Allein deshalb ist das Unternehmen weder auf dem Inlandsmarkt (wo es mit der chilenischen LAN konkurriert), noch bei internationalen Flügen konkurrenzfähig, und bedarf Subventionen.
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			Grundlagen des Budgets 2014

			Das Gesetzesprojekt über den Staatshaushalt für 2014 wurde letzte Woche termingemäss im Kongress eingereicht (vor dem 15. September). Die Grunddaten sind folgende:

			- Es wird von einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 5,1% im Jahr 2013 und 6,2% 2014 ausgegangen. Beide Zahlen erscheinen bei weitem überhöht. Diese Phantasie führt dazu, dass 2014 über u$s 5 Mrd. und 2015 über u$s 6,4 Mrd. für den Wachstumscoupon gezahlt werden müssen, der bei einer BIP-Zunahme von 3,22% fällig wird. Das echte BIP-Wachstum dürfte beide Jahre unter 3 liegen, so dass die Staatskasse u$s 11,4 Mrd. sparen würde.  

			- Die Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, wird für ganz 2014 (gegenüber ganz 2013) auf 10,4% veranschlagt, nach 10,3% im Jahr 2013. Das ist auch reine Phantasie, da die Inflation dieses Jahr laut privaten Erhebungen bei ca. 25% liegen dürfte, und ein Rückgang auf 10,4% sehr drastische Massnahmen erfordern müsste, die schon jetzt eingeleitet werden müssten. In der Tat ist jedoch genau das Gegenteil der Fall: die Ausgaben werden laufend erhöht und Einnahmen werden geopfert, und das wirkt sich auch auf 2014 aus.

			- Der Wechselkurs zum Dollar soll 2014 durchschnittlich bei $ 6,33 pro Dollar liegen, gegen $ 5,45 als Durchschnitt des Jahres 2013. Nachdem die Abwertungsrate in den letzten Wochen beschleunigt wurde, und im September 2013 hochgerechnet auf ein Jahr 27% ausmacht, bedeutet dies eine drastische Verhärtung der Kurspolitik, bei der der Wechselkurs noch mehr gegenüber der internen Inflation zurückbleibt.

			- Der positive Saldo der Handelsbilanz soll 2014 u$s 10,1 Mrd. betragen, nach u$s 10,5 Mrd. 2013. Bei stark steigenden Importen von Gas, Benzin und Dieselöl setzt dies voraus, dass entweder die Exporte stark steigen, was nicht in Aussicht steht, und/oder, dass der Import allgemein zurückgeht, was mit einer BIP-Zunahme von 5,1% unvereinbar ist.

			- Die gesamten Ausgaben des Nationalstaates werden 2014 auf $ 859,54 Mrd. veranschlagt, 16% über 2013, und die Einnahmen auf $ 860,41 Mrd., 27,7% über 2013. 

			- Die primären Staatsausgaben (ohne Zinsen) sollen 2014 um 15,6% über dem Vorjahr liegen. Nach einer Zunahme von fast 30% im Jahr 2013, bedeutet dies eine drastische Sparpolitik, ohne Zunahme der Beamtenzahl und mit einer mässigen Erhöhung der Gehälter (von etwa 15%).  

			- Die Bedienung der Staatsschuld (Amortisationen des Kapitals plus Zinsen) wird für 2014 auf $ 77,35 Mrd. veranschlagt, 73,2% mehr als der Betrag von $ 44,7 Mrd., der für 2013 vorgesehen ist. Dies schliesst den Wachstumscoupon ein. Die Amortisationen von Dollarschulden sollen weiter mit ZB-Reserven gezahlt werden. Es sollen 2014 u$s 9,85 Mrd. sein (25% der gegenwärtigen ZB-Reserven)

			- Der primäre Überschuss wird für 2014 auf $ 3,58 Mrd. veranschlagt, und der echte (“finanzielle”) auf $ 868,9 Mio., aber in beiden Fällen mit Zuwendungen der ZB, der ANSeS, der Banco Nación und verschiedener Staatsämter von ca. $ 80 Mrd. Für 2013 war ein Überschuss von $ 1,09 Mrd. vorgesehen, wobei jedoch schliesslich ein Defizit von $ 46 Mrd. erwartet wird. 

			Das ganze Budget 2014 ist irreal, und es ist klar, dass es nur Ausdruck guter Absichten ist, wobei dann im Laufe des Jahres Korrekturen eingeführt werden, sowohl bei den Ausgaben, wie bei den Einnahmen, die bei höherer Inflation ohnhin automatisch höher ausfallen. Das bedeutet dann, dass die zusätzlichen Ausgaben nicht vom Kongress genehmigt werden müssen, sondern einfach durch Beschluss des Kabinettschefs verfügt werden. Das erlaubt viel Willkür bei den Staatsausgaben und verleiht dem Gesetz über den Staatshaushalt eine beschränkte Bedeutung.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,725, um 0,35% über der Vorwoche und um 16,24 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 35,23 Mrd. Am Donnerstag wurden u$s 2,07 Mrd. für Amortisation und Zinsen der Bonar VII mit ZB-Reserven gezahlt. Dennoch gingen die Reserven an jenem Tag nur um u$s 1,35 Mrd. zurück, vornehmlich weil ein Teil des Betrages noch nicht effektiv überwiesen wurde. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,782, zum 30.12.13 bei $ 6,164, und zum 31.03.14 bei $ 6,538. Der Terminkurs per Mai 2014 lag um 28,25% über dem Tageskurs von Ende Mai 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 9,26.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 5,24% und lag 53,97% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 4,64% und notierten 7,98% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 4,61% und gegenüber Ende 2012 um 10,27%. Boden 2015 nahmen in einer Woche um 0,37% und im Laufe dieses Jahres um 3,54% zu. Boden 2014 gewannen zur Vorwoche 1,13% und lagen seit Jahresanfang mit 10,39% im Plus, und Global 2017 Arg. gewannen in einer Woche1,88%, lagen jedoch ab Ende 2012 um 7,91% im Minus.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 162,65 (Vorwoche $ 166,36) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 232,36 (Vorwoche $ 237,66).

			***

			Die monetäre Basis (Banknoten in Händen des Publikums plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in einem Monat zum 30. August 2013 nur um 0,80% und in 12 Monaten um 23,37%, was eine spürbare Abnahme des Expansionsrhythmus bedeutet. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Händen des Pulbikums plus Giro- und Spardepositen), das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg um 0,63% und 27,19%. Die gesamten Bankdepositen stiegen in einem Monat um 15,57% und in 12 Monaten um 28,11% auf $ 687,82 Mrd., und die gesamten Kredite an den Privatsektor um 2,87%, bzw. 35,16% auf $ 466,79 Mrd. Die Kredite haben im August weiter stärker als die Depositen expandiert und somit monetär expansiv gewirkt. Die Währungsreserven der ZB fielen im August in Dollar um 0,67% und in 12 Monaten um 18,59% auf u$s 36,69 Mrd. In Pesos fand in einem Monat eine Zunahme von 2,44% und in 12 Monaten eine Abnahme von 0,30% statt.

			***

			Die Börse von Rosario schätzt, dass  die mit Sojabohne bebaute Fläche dieses Jahr um 10% bis 20% (1 bis 2 Mio. ha) zunehmen dürfte, allerdings auf Kosten eines entsprechenden Rückganges bei anderen Kulturen, besonders Mais, bei dem die Kosten der Aussaat, die von Sojabohne etwa verdoppeln. Die Börse schätzt, dass die Sojaernte 2013/14 bei 53,5 Mio. t liegen könnte, ca. 10% mehr als dieses Jahr.

			***

			Für dieses Jahr wird eine Produktion von 800.000 Motorrädern erwartet, schätzt die frisch gegründete Kammer der Branche CAFAM. 2012 war die Produktion um 9,3% zurückgegegangen. Die einzelnen Marken teilten sich den Markt 2012 folgendermassen auf (in Einheiten): Honda: 17%; Motomel: 15,4%;  Zanella: 12%; Guerrero: 7,6%; Gilera; 6,4%; Corven: 5,9%; und die anderen Marken mit weniger. Insgesamt sind es 20. 80% der Motorräder haben bis zu 125 cc, und kosten zwischen $ 6.000 und $ 15.000. Im Landesinneren werden Motorräder zunehmend als persönliches Transportmittel eingesetzt, an Stelle des Fahrrades oder des Pferdes.

			***

			Der föderale Fischereirat, der sich aus Vertretern der Nationalregierung und der Provinzen, die an das Meer grenzen, zusammensetzt, hat durch Beschluss 10/2013 zwanzig weitere Schiffe für den Fang von Tintenfisch zugelassen, was die bestehende Flotte von 62 Schiffen um fast ein Drittel erhöht. Wie bekannt wurde, sollen die neuen Genehmigungen an die chinesischen Unternehmen Chinarpesca und Fénix Internacional vergeben werden. Die lokalen Unternehmen weisen darauf hin, dass dies ihnen schade, einmal weil die chinesischen Firmen dann auf dem Weltmarkt mit argentinischem Tintenfisch mit ihnen konkurrieren, und dann weil die Überfischung dazu führt, dass die bestehende Flotte weniger fischt. Angeblich hat die Regierung dies als freundschaftliche Geste gegenüber China verfügt, da dieses Land wegen der Importhemmungen von Moreno geschädigt wird. 2012 exportierte Argentinien 79.000 Tonnen Tintenfisch für u$s 156 Mio., hauptsächlich nach Europa und China.

			***

			Arbeitsminister Carlos Tomada kündigte bei einem Seminar über Fernarbeit an, dass sein Ministerium ein Gesetzesprojekt über dieses Thema vorlegen werde. Er wies darauf hin, dass die meisten Normen der Arbeitsgesetzgebung auch in diesem Fall anwendbar seien. Es bestehen jedoch besondere Konfliktsituationen, die geregelt werden müssen. Wenn die Arbeit nicht im Unternehmen verrichtet wird, sondern zu Hause oder woanders, dann kann sie nicht in Arbeitsstunden gemessen werden, sondern es müssen bestimmte Leistungen festgesetzt werden, was meistens nicht einfach ist. Die Fernarbeit ist für den Arbeitnehmer von Vorteil, weil er dabei Transportzeiten und –kosten spart und er sich auch gleichzeitig um den Haushalt u.a. Dinge kümmern kann, was bei Frauen sehr wichtig ist, vor allem, wenn sie minderjährige Kinder haben. Der Arbeitgeber spart dabei Platz, Strom u.a. Kosten. Die Fernarbeit wird durch die Computertechnologie und das Internet in sehr vielen Fällen möglich, und wird zunehmend eingesetzt, besonders bei Journalisten, aber auch von Anwälten und bei anderen freien Berufen. 

			*** 

			Der Richter von New York, Thomas Griesa, hat eine Klage der argentinischen Regierung zurückgewiesen, die sich auf den Prozess bezieht, den die spanische Repsol und der Finanzberater Texas Yale Capital gegen den argentinischen Staat eingeleitet haben. Repsol hatte darauf hingewiesen, dass der Staat sich beim öffentlichen Angebot der YPF-Aktien vom Jahr 1993 gegenüber der US-Aufsichtstbehörde, der SEC (“Securities & Exchange Comission”), verpflichtet habe, im Fall einer Übernahme der Kontrolle von YPF, allen Inhabern von Aktien Klasse D ein öffentliches Kaufangebot zu unterbreiten. Diese Klausel habe Argentinien nicht erfüllt. Die Regierung wies gegenüber Griesa darauf hin, dass es sich um einen “Souveranitätsakt” und nicht um eine komerzielle Angelegenheit handle. Das hat juristisch jedoch keine Grundlage und wurde von Griesa zurückgewiesen. Der Prozess geht somit weiter. 

			***

			Das Sekretariat für Fernverbindungen (hauptsächlich Telefonie) arbeitet an einem Gesetzesprojekt über Regulierung der Betreibern von Mobiltelephonie. Die Vorlage dazu wurde in der Resolution 12/2013 mit 82 Artikeln geliefert. Zwar wird die Preisfreiheit der einzigen Unternehmen unterstrichen, aber das Sekretariat fordert die Unternehmen auf, Preiserhöhungen mit einem Vorlauf von sechzig Tagen an die Regierung zu informieren. Der Staat soll sich darüber hinaus das Recht auf ein Eingreifen in die Preispolitik der jeweiligen Firmen vorbehalten. Bei Ausfällen sollen die Kunden Ersatzzahlungen erhalten. Dieser Punkt gehört zu den strittigsten. Ausserdem soll eine Nachladung für Kunden ohne Festverträge statt bislang 30 oder 45 Tagen in Zukunft bis zu sechs Monaten gültig sein. Im Falle einer Vertragskündigung soll das Mobiltelefoniunternehmen dem Kunden das Guthaben zurückerstatten. Im Roaming- Verfahren, wenn der Kunde per Handy aus dem Ausland anruft, soll er über die jeweils gültigen Umleitungstarife per Nachricht im Vorfeld auf dem Anruf informiert werden. Ausserdem soll der Kunde den Unternehmen, die über SMS für Horoskope oder Auslosungen werben, eine schriftliche Beteiligungsgenehmigung erteilen. Kunden sollen innerhalb von 24 Stunden für ihre Reklamationen entschädigt werden. Im Falle, dass eine finanzielle Reklamation zu Gunsten des Kunden ausfällt, soll das Telefonunternehmen für die anfallenden Zinsen aufkommen.

			*** 

			11% der argentinischen Unternehmen rechnen damit, dass im Verlauf des vierten Quartals 2013 ihre Belegschaft zurückgehen wird. Zuletzt nannten im Verlauf des dritten Quartals 2009 eine vergleichsweise so hohe Anzahl an Firmen ihre Bereitschaft, Personal zu kündigen. Die Umfrage wurde von der Personalvermittlungsfirma “Manpower” durchgeführt.

			***

			Im August wurden 56.247 Motorräder, 12% mehr als im Vormonat, dem Verkehr zugelassen. Zwischen Anfang Januar und Ende August erreicht die Zulassungszahl 481.338 Motorräder, 9% mehr als im Vorjahreszeitraum.

			*** 

			Eine überproportionale Steigerung von 121% gegenüber dem Vorjahreszeitraum erreichte der Verkauf von Landwirtschaftsmaschinen im ersten Halbjahr. Der Umsatz lag bei $ 2,56 Mrd., berichtete das Industrieministerium. Die Traktoren und die Mähdrescher verkauften sich unter allen Geräten am besten.

			***

			Bei der Auschreibung von ZB-Wechseln gab es Offerten für $ 5,11 Mrd., von denen $ 4,78 Mrd. zugeteilt wurden, $ 1,39 Mrd. mehr als die Amortisation bestehender Wechsel. Die Zinsen für kurzfristige Lebac lagen bei 15,07%, bei langfristigen bei 17,86%. Die Zinssätze sind, bezogen auf eine Jahresinflation von ca. 25%, weiter negativ. Doch hier legen die Banken Liquiditätsüberschüsse an, die sie gelegentlich als Liquiditätsreserve verwenden können.

			***

			Der Wirtschafter und ehemaliger Schatzsekretär Mario Brodersohn weist zusammen mit dem ehemaligen Deputierten Rodolfo Rodil in einem Artikel in der Zeitung “Clarín” (11.9.13) auf eine Studie der Universitäten Harvard und Buenos Aires hin, die von Ariel Coremberg geleitet wurde und die Berechnung des Bruttoinlandsproduktes für die Periode 1993 bis 2012 untersucht. Die Studie gelangt zum Schluss, dass die offizielle Berechnung nur bis 2006 stimmt. Danach wurden Zahlen manipuliert, so dass sich 2012 eine kumulierte Überbewertung des BIP von 12,3% ergeben hat, die u$s 59 Mrd. entspricht. Die durchschnittliche kumulierte jährliche BIP-Zunahme liegt zwischen 2002 und 2012 laut Regierung bei 6,7%, laut Coremberg jedoch bei 5,6%, leicht unter der von 5,7% des (von den Kirchners verpönten) Jahrzehnts der 90er Jahre. Dabei muss berücksichtigt werden, das 2002 ein Krisenjahr war, mit einem BIP-Rückgang von fast 20% gegenüber 1999, was den Aufschwung zum Teil den Charakter einer konjunkturellen Erholung verleiht. Ausserdem waren die Bedingungen für Argentinien im letzten Jahrzehnt dank Preissprung von Sojabohne u.a. Exportcommodities besonders günstig. Die Kirchner-Regierungen haben somit kaum zum Wachstum beigetragen.

			***

			Die Provinzverwaltung von Chubut gab bekannt, dass sie $ 22 Mio. einsetzen werde, um das Fischereiunternehmen Alpesca zu übernehmen und auf diese Weise zu retten. Nachdem der ehemalige Inhaber, die südafrikanische Inwin & Johnson aufgegeben hat (und verschwunden ist), wird das Unternehmen von einem Einheitssteuerzahler geleitet, der bis vor kurzem Hafenarbeiter war, wobei der echte Besitzer unbekannt ist. Die Firma beschäftigt ca. tausend Arbeitnehmer und besitzt 9 Fischereischiffe. Doch jetzt hat sie schon 455 unbezahlte Schecks für einen Gesamtbetrag von $ 18,47 Mrd. ausgestellt. Alpesca hat eine Fangquote bei Kabeljau (“merluza”) von 4.000 Jato. Gouverneur Buzzi erklärte, er wolle hier vermeiden, dass es zu einem Konkurs komme, wie bei Harengus, womit das Unternehmen verschwinden würde. Die Fischerei leidet allgemein unter dem zurückgebliebenen Wechselkurs.

			***

			Wie der Verband der Notare berichtet, wurden in der Bundeshauptstadt im Juli 3120 Immobilienübertragungen (-22,3% gegenüber Juli 2012) für einen Gesamtwert von $ 1,566 Mrd. (-10,4%) unterschrieben. Der Durchschnittswert lag bei $ 520.000; ein Rückgang um 12,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat. Im Verlauf der ersten 7 Monaten liegt die Gesamtzahl der Immobilienübertragungen bei 18.403 über insgesamt $ 9,37 Mrd. (gleich u$s 1,8 Mrd.). Die Cedin-Zertifkae hatten eine beschränkte Wirkung, wobei jedoch im Juli 2013 18,5% mehr Geschäfte als im Juni abgeschlossen wurden.

			*** 

			Der Index der Konsumentenpreise, den die Opposition im Kongress monatlich als Durchschnitt privater Erhebungen berechnet, ergab für August eine Zunahme von 2,1%, und für 12 Monate zum Juli eine von 25,20%. Die Stadtverwaltung von Buenos Aires, die seit einigen Monaten auch einen Preisindex berechnet, gelangte für August auch zu 2,1%, jedoch für 12 Monate auf 24,2%.

			***

			Die Ratingagentur Standard & Poor’s hat die Kreditwürdigkeit Argentiniens wegen steigender Risiken eines Zahlungsausfalls gesenkt. Die Bewertung werde von «B-» auf «CCC+» nach unten gestuft, teilte die Agentur in der Nacht zum Mittwoch mit. Damit liegt das Rating fünf Stufen über dem Stand der Zahlungseinstellung und weiterhin auf «Ramschniveau». Nach einer juristischen Schlappe im Streit mit Hedgefonds um nicht beglichene Schulden sei die Gefahr eines Zahlungsausfalls gestiegen. S&P setzte den Ausblick für die Kreditbewertung auf «negativ». Damit droht eine weitere Abstufung. 

			***

			Der Verkauf von Baumaterialien hat sich im vergangenen Monat um 14,4% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat erholt. Der Index Construya, der auf Basis des Umsatzes der grössten Unternehmen auf diesem Gebiet aufgestellt wird, weist für die ersten acht Monaten des Jahres ein Anstieg von 6,6% aus

			***

			Bis zum Mittwoch letzter Woche wurden insgesamt CEDIN-Zertifikate in Höhe von u$s 88,8 Mio. abgehoben, von denen schon u$s 31,2 Mio. in Dollar umgewandelt wurden, was bedeutet, dass sie zunächst für einen Immobilienkauf eingesetzt worden sind. Ende September endet diese Möglichkeit für den Einsatz schwarzer Dollarguthaben für den legalen Kauf von Wohnungen u.a. Immobilien. Die Makler fordert eine Verlängerung der Frist, weil sich das Vertrauen in die effektive Abhebung der Dollarnoten erst ergibt, wenn dies schon in vielen Fällen geschehen ist. Die Regierung hatte informell ein Ziel von u$s 4 Mrd. für diese Zertifikate und die BAADE-Bonds anvisiert, die für die Finanzierung von YPF eingesetzt werden sollten.

			***

			Der Garantiefonds der ANSeS erreichte Ende August einen Wert von $ 292,17 Mrd., 197,9% mehr als bei der Übernahme der von den privaten Kassen (AFJP) verwalteten Fonds der zukünftigen Rentner, die Ende 2008 erfolgte. Die Aktiven, die in Krediten für sogenannte produktive Projekte bestehen, stiegen in dieser Periode von 2,2% auf 13% des Portefeuilles, wobei $ 6,52 Mrd. auf YPF entfallen. 62,8% des Gesamtbetrages bestehen aus Staatspapieren, 8% aus Aktien privater Unternehmen und 4,8% aus Bankdepositen. Vom Aktienportefeuille entfallen 35% auf Telecom, deren Aktien an der Börse die höchste Zunahme in diesem Jahr verzeichnen.

			***

			ANSeS-Direktor Diego Bossio erklärte, dass nur 4,7% der Pensionäre eine gerichtliche Klage wegen falsch berechneter Pensionen eingereicht hätten, wobei der Prozentsatz bei den letzten Pensionären noch viel niedriger sei. Von den 339.744 neuen Pensionären des letzten Jahres hätten nur 801 (gleich 0,2%) Klage vor Gericht eingeleitet. Bei 22% der Urteile würde keine Rentenerhöhung verfügt. 

			***

			Die Subventionen für elektrischen Strom in der Bundeshauptstadt nehmen weiter zu. Ein Haushalt im Stadtteil Belgrano, mit einem Bimesterkonsum von fast 1.000 kWSt. musste für die Monate Juli und August (mit Stuern i.H. von $ 13,15) $ 101 zahlen. In der Rechnung wird aufgeführt, dass die Gesamtkosten (ohne Steuern) $ 411 ausmachen, wobei $ 313 (gleich 76%) subventioniert werden. Bis vor kurzem betrug die Subvention ca. $ 200. Zum Vergleich: der gleiche Stromverbrauch kostet in Córdoba (von EPEC) $ 874,80, in Santa Fé (von EPE) $ 766,66, in Sao Paulo (Brasilien) $ 815,88, in Montevideo (Uruguay) $ 1.242,84 und in Santiago de Chile $ 759,95. 

			***

			In den Vororteisenbahnen der Linien Mitre und Sarmiento zahlen nur 6% der Passagiere ihre Fahrkarte. Der Eingang zu den Bahnstegen ist frei und es gibt kaum noch Kontrollbeamte, wobei die wenigen andere Tätigkeiten verrichten. Eine Schlamperei sondergleichen! Die Kosten werden praktisch ganz mit Subventionen gedeckt. Im Juli 1998 und im gleichen Monat 2008 zahlten etwa 10 Mio. Menschen bei der Sarmiento-Bahn ihre Fahrkarte. Letzten Juli waren es nur 624.208. Es ist unbegreiflich, dass der Staat so viel Geld verschenkt, wo ohnehin der Tarif anormal niedrig ist und mindestens verdoppelt werden müsste, womit er auch nur einen Bruchteil der Kosten decken würde.

			***

			Binnenhandelstaatssekretär Guillermo Moreno genehmigte den Export von 3 Mio. t Mais der letzten Ernte für einen Wert von ca. u$s 600 Mio. Davon gehen u$s 480 an die Produzenten, und der Rest wird vom Staat in Form von Exportzöllen, Steuern und Gebühren einbehalten. Bislang hat die Regierung 20,5 Mio. t für den Export aus der letzten Ernte freigegeben. Wie es heisst, könnte bis Jahresende ein weitereres Exportkontingent vergeben werden, wenn die Ernte über den 25 Mio. t liegt, die privat geschätzt werden. Moreno wies darauf hin, dass die Ernte 2013 laut eidesstaatlichen Erklärungen der Landwirte 30,06 Mio. t betrage, von denen 29,3 Mio. t verkauft und der Rest als Saatgut oder Futtermittel einbehalten wird. 

			***

			Die Steuerreformen wurden vom Senat verabschiedet und treten in Kraft. Es handelt sich auf der einen Seite um die Erhöhung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer und auf der anderen um die Einführung einer Steuer von 10% auf Dividenden und von 15% auf den (nominellen) Gewinn, der beim Verkauf von Aktien von Gesellschaften entsteht, die nicht an der Börse kotieren.

			***

			Die Regierung hat durch Beschluss 1083/13 des Innen- und Transportministeriums die volle Rückverstaatlichung der Vororteisenbahnen Mitre und Sarmiento verfügt, die ab 1993 zunächst von der Cirigliano-Gruppe in Konzession betrieben wurden, und seit einigen Monaten von UGOMS (“Unidad de Gestión Operativa Mitre y Sarmiento S.A.”), die sich aus den privaten Unternehmen Metrovías und Ferrovías zusammensetzt, die bestimmte Strecken in Konzession betrieben. Vorher waren schon die Linien Roca, San Martín und Belgrano Sur vom Staat voll übernommen worden. Minister Florencio Randazzo gab beiläufig bekannt, dass für 2014 die Inbetriebnahme von ca. tausend neuer Waggons für die Vororteisenbahnen vorgesehen sei, nachdem vor kurzem schon 409 Waggons in China gekauft worden seien, die 35 Züge für die Sarmiento-Bahn und 30 Züge für die Mitre-Bahn bilden. Ausserdem werde bei den Vororteisenbahnen das elektrische System voll erneuert. 

			***

			Elf Knoblauchproduzenten aus der Provinz Mendoza haben sich zusammengeschlossen, um Kühlräume und einen Mähdrescher aus spanischer Produktion zu importieren. Die Kühlräume dienen dazu, Produkte höchster Qualität über das gesamte Jahr anbieten zu können.

			***

			Wie der Verband der holzverarbeitenden Industrie (Faima) berichtete, wurden im ersten Halbjahr Holz und Holzprodukte über u$s 121,97 Mio. exportiert, und für u$s 98,10 Mio. importiert. Argentinien hat dank einer konsequenten Aufforstungspolitik (mit Subventionen) eine zunehmende Holzproduktion, wobei auch mehr Zellstoff und verschiedene Holzprodukte erzeugt werden.

			***

			Der Wirtschaftler Nadin Argañaraz, Vorsitzender des Argentnischen Institutes für Fiskalanalysen (Iaraf), weist in einer Studie (La Nación, 8.9.13) darauf hin, dass von den 9,8% des Bruttoinlandsproduktes, um die die Staatsausgaben zwischen 2004 und 2012 gestiegen sind, 4 Punkte auf höhere Sozialausgaben, 2,5 Punkte auf erhöhte Subventionen, 1,3 Punkte auf zusätzliche Personalausgben, ein Punkt auf höhere direkte Investitionen und ein Punkt auf die höhere Zinslast entfielen. In absoluten Werten war die Zunahme viel höher, da das BIP in dieser Periode um gut 60% gestiegen ist. Während 2004 noch ein Überschuss von 2,6% des BIP bestand, gab es 2012 ein Defizit von 2,4%, so dass sich die Staatsfinanzen um 5% des BIP verschlechtert haben. Die staatlichen Einnahmen stiegen zwischen 2004 und 1012 um 4,8 Prozentpunkte, jedoch nur um 3,6%, wenn man die Zuwendungen der ZB und der ANSeS abzieht, die keine echten Einnahmen sind.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Jahresinflation erreichte bis August in Brasilien 6,09%. Ein Monat zuvor hatte die kumulierte Inflationsrate noch bei 6,27% gelegen.

			***

			Die deutsche Daimler dürfte in den nächsten Monaten den Startschuss für eine Fabrik in Brasilien geben. Der Vorstand wolle die Entscheidung noch in diesem Jahr fällen, sagte Konzernchef Dieter Zetsche am Dienstag auf der Automesse IAA in Frankfurt. Die Entscheidung werde voraussichtlich positiv ausfallen. (dpa) 

			***

			Die Internationale Finanzkörperschaft, eine Agentur der Weltbank für Darlehen und Kapitalbeteiligungen an Privatunternehmen, übernimmt für u$s 19,65 Mrd. 3% des brasilianischen Fleischverarbeitungsunternehmens Minerva. Die IFC genehmigte ausserdem eine Finanzierung für Minerva von u$s 60,5 Mio.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Cerámica del Norte

			Dieses Unternehmen weihte seine dritte Fabrik in einem Industriepark ein, nach einer Investition i.H. von $ 60 Mio. Modernste Technologie für Bauelemente und Industrieprozesse wurden hierfür eingeführt. Cerámica del Norte produziert 1500 t Ziegelsteine am Tag, und belegt landesweit den dritten Platz. 

			Siemens

			Dieser deutsche Elektrokonzern hat einen weiteren Kraftwerksauftrag in Argentinien erhalten. Siemens werde für den Stromversorger “Fideicomiso Central Termoelectrica Guillermo Brown” ein Gaskraftwerk schlüsselfertig bauen und zusätzlich für zehn Jahre warten, teilte das Unternehmen am Montag in München mit. Das Auftragsvolumen betrage insgesamt rund u$s 800 Mio. Das Gaskraftwerk soll über eine Leistung von rund 580 MW verfügen und 2015 in Betrieb gehen. 

			IRSA

			Dieser Holding, kontrolliert von Eduardo Elsztain, gab der Börse am Montag bekannt, dass er u$s 75 Mio. in seinen offenen Investitionsfonds Dolphin Capital investieren werde, der sich auf Anlagen konzentriert, die langfristig an Wert gewinnen. Es geht dabei um Erkennung von potentiellen Wachstumsmöglichkeiten und Voraussicht bei Markttendenzen. Dolphin Fund wurde seinerzeit von Eduardo Elsztain und Marcelo Mindlin gegründet, wobei sich dieser zurückzog und sich auf seinen Investment-Fonds Pampa Holding konzentriert.

			Bayer CropScience

			Dieses weltweit führende deutsche Unternehmen ist auf gutem Wege, seinen Jahresumsatz auf E 9 Mrd. im Jahr 2013 und E 10 Mrd. im Jahr 2015 zu erhöhen. „Wir investieren weiter in unser Sojageschäft, unter anderem durch strategische Zukäufe in Lateinamerika, und wollen so zu einer schnellen und gezielten Entwicklung bestimmter Pflanzeneigenschaften beitragen”, erklärte Vorstandvorsitzender Liam Condon und wies besonders auf die Bekämpfung von Fadenwürmern (Nematoden) hin, an der Bayer CropScience zurzeit im Bereich Sojabohne forscht. Das Unternehmen investiert in diesem Zusammenhang in zwei Werken, in Chacabuco (Provinz Buenos Aires) und in Tucumán.

			SanCor

			Dieses führende Unternehmen der Milchindustrie, das zusammmen mit Mastellone Hnos (Marke “La Serenísima”) den Markt für Milch und Milchprodukte (Yogurt, Käse u.a.) beherrscht, feiert am 24. September sein 75-jähriges Bestehen. Es wurde von Landwirten, die Milch erzeugen, als Genossenschaft gegründet, und der Name bildet sich aus den Anfangsbuchstaben der Provinzen Santa Fé und Córdoba, wo das Unternehmen entstanden ist. Gegenwärtig ist SanCor eine Aktiengesellschaft, an der 61 Genossenschaften und 786 Landwirte beteiligt sind. SanCor weist in der am 30. Juni 2013 geschlossenen Bilanz einen Verlust von $ 305 Mio. aus. Die Leitung des Unternehmens erklärt dies durch den Rückgang der Weltmarktpreise und den zurückgebliebenen Werchselkurs, wobei der Export 77% des Umsatzes von $ 5,89 Mrd. ausmacht. Die finanzielle Lage ist besonders kritisch, und konnte auch 2007 durch das Geschäft mit Venezuela nur hinausgeschoben werden. Damals erreichte Präsident Néstor Kirchner, dass Venezuela einen finanziellen Beitrag von u$s 80 Mio. leistet, gegen Lieferungen von Trockenmilch, die bis 2020 weitergeführt werden sollen. Vom Kredit wurden bisher nur u$s 23 Mio. zurückgezahlt. Damals hatte sich George Soros über seine lokale Tochterfirma Adecoagro für die Übernahme von SanCor interessiert. Heute ist Soros ganz aus dem Milchgeschäft in Argentinien ausgestiegen. Der Präsident der Firma, Oscar Carreras hat eine Sanierung der Firma eingeleitet und dabei auch mehrere leitende Beamte abgesetzt. Ebenfalls soll der Akzent auf bestimmte sehr rentable Produkte gesetzt werden, wie die Milch für Babys, die nach China exportiert wird. Die Milchwirtschaft befindet sich in einer Krise, die zunächst in sehr niedrigen Milchpreisen für die Landwirte zum Ausdruck kommt und dann auch die Industrie umfasst. 

			Audi

			Als erstes Plug-in-Hybridauto von Audi ermöglicht der Audi A3 Sportback e-tron, mit höchst sportlicher Performance bis zu 50 km rein elektrisch – und damit lokal emissionsfrei – zu fahren. Zur Zeit testen Motorjournalisten aus aller Welt auf der IAA in Frankfurt die Serienversion. Ab Frühjahr 2014 kommt der 150 KW (204 PS) starke Fünftürer dann zu den Kunden. Der Preis beträgt in Deutschland rund E 37.000. 

			Claas

			Dieser westfälische Landmaschinenfabrikant feierte am vergangenen Wochenende sein hundertjähriges Bestehen. Das Familienunternehmen zählt mit einem Umsatz von E 3,4 Mrd. (2012) zu den weltweit fünf größten Landmaschinen-Herstellern. Die Perspektiven der Branche seien dank wachsender Weltbevölkerung gut, sagt der Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA). Mit ihrem Werk in Oncativo, Provinz Córdoba, bedient Claas die Nachfrage für Argentinien, Paraguay, Uruguay und Bolivien. Die deutsche Firma hat bereits 1600 Mähdrescher in Argentinien verkauft.

			Volvo

			Die lokale Vertretung der Lastwagen-Marke Volvo sowie Renault investiert in den kommenden Monaten u$s 15 Mio., um Verkaufsräume zu renovieren bzw. erweitern. Für Mitte November ist die Neueröffnung des Hauptsitzes in Grand Bourg, in der Provinz Buenos Aires, vorgesehen. Ausserdem wird zur Zeit an einem Investitionsplan über weitere u$s 10 Mio. gearbeitet, mit dem Ziel, Autoteile nach Uruguay und Brasilien zu exportieren.

			Genneia Desarrollos 

			Dieses Unternehmen und Nación Fideicomisos haben einen Treuhandfonds gegründet, mit dem Ziel, einen Windpark in Puerto Madryn, in der Provinz Chubut zu errichten. Die erste Phase des Programms soll eine Kapazität von 50 MW haben. Kostenpunkt: u$s 130. Mio.

			BBVA Banco Francés

			Diese lokale Tochtergesellschaft der spanischen Banco de Bilbao y Vizcaya hat ein Investitionsprogramm von u$s 700 Mio. bekanntgegeben, um bis 2016 ein Hauptgebäude für die Bank auf der Kreuzung der Strassen Av. Leandro N. Alem und Córdoba zu bauen. Ausserdem sollen neue Agenturen eröffnet und neue operative Systeme eingesetzt werden. 

			Mercedes-Benz 

			Mercedes-Benz Argentina erweitert ihre Dienstleistungen für LKW-Grosskunden. Service Plus ist ein einjährlicher kostenloser Service. MBA Assistance richtet sich an Kunden, die bereits fünf LKWs besitzen. Für jeden weiteren, neuwertigen LKW, werden zinsgünstige Darlehen angeboten, auch für Leasinggeschäfte. Mercedes-Benz ist führend im Verkauf von LKWs in Argentinien. 

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Der Konflikt der nicht bezahlten Staatsschulden spitzt sich zu

			Schlechte Nachrichten für Argentinien: US-Präsident Barack Obama weigerte sich, Argentinien beim Prozess der Geiefonds mit einem „amicus curiae” (einer Empfehlung des guten Willens an den Richter, weil ein politisches Interesse besteht) zu Gunsten Argentiniens einzugreifen. Seine Berater in dieser Angelegenheit hatten ihm dies empfohlen, nachdem die argentinische Regierung keinen Zahlungswillen zeige, und Argentinien nicht ein befreundetes Land sei. In der Tat haben sich die Kirchners reichlich bemüht, es mit den Vereinigten Staaten zu verderben. Eigentlich hätte der „amicus curiae” schon erfolgen müssen, als der Fall dem Richter erster Instanz vorlag und sich dieser noch nicht ausgesprochen hatte. Nach einem harten Urteil, das die Berufungskammer bestätigt hat, ist ein anderes Urteil kaum möglich, auch wenn es die US-Regierung befürwortet.

			Gleich danach wurde bekannt, dass Richter Thomas Griesa, der in erster Instanz für das Urteil gegen Argentinien verantwortlich ist, dem Gesuch der Fonds NML, Blue Angel, Aurelius u.a., plus dem von deutschen Holdouts, stattgegeben hat, nach Aktiven des argentinischen Staates im Ausland zu suchen, die eventuell beschlagnahmt werden können. Das Verfahren, das in den USA als „discovery” bezeichnet wird, besteht in der gerichtlichen Genehmigung der Datensuche bei Banken u.a. Stellen.

			Dabei wurde YPF erwähnt, obwohl es sich hier um eine Aktiengesellschaft mit staatlicher Mehrheit, aber mit einer grossen privaten Beteiligung handelt, wobei die Aktien auch an der Börse (in Buenos Aires und New York) gehandelt werden. Auch wurde die Banco Nación erwähnt, die Filialen in den USA hat, und schliesslich wurde beiläufig auch die Frage der Reichweite der Immunität aufgeworfen, die für Botschaften, Währungsreserven und allgemein, für Mittel der ZB und staatlicher Banken gilt. Auf alle Fälle können die argentinische Regierung und die staatseigenen Unternehmen keine Vermögenswerte im Ausland haben. Das war auch der Grund, weswegen die Präsidentin bei ihrer Reise nach Vietnam und den Seychelle-Inseln ein Flugzeug mieten musste, statt im eigenen zu fliegen, was wesentlich billiger gewesen wäre. Beiläufig sei bemerkt, dass gelegentlich auch Flugzeuge von Aerolíneas Argentinas und Austral im Ausland beschlagnahmt werden könnten. Das ist vor vielen Jahren schon vorgekommen, als ein Italiener namens Gronda (der eine fragwürdige Forderung gegen den argentinischen Staat hatte) erreichte, dass AA-Flugzeuge auf italienischen Flugplätzen aufgehalten wurden. Schliesslich musste eine finanzielle Einigung mit den Gronda-Erben erreicht werden. Auch sollte die Beschlagnahme des Schulschiffes der Kriegsmarine, die Fregatte Libertad, in Ghana, nicht vergessen werden. Die Schritte der Gläubiger, um staatliches argentinisches Vermögen zu beschlagnahmen (und danach zu verkaufen), und die Konsequenzen, die dies mit sich bringt, dürfen nicht auf die leichte Schulter genommen werden. 

			Wie weit diese Bemühungen der Inhaber argentinischer Staatsbonds, die das Umschuldungsangebot nicht angenommen haben („Holdouts”) fortschreiten, sei dahingestellt. Doch sie wirken störend. Der Richter hat sich bei seinem Entschluss auf Äusserungen der Präsidentin u.a. Regierungssprecher bezogen, dass Argentinien im Fall eines endgültigen Urteils, das das Land zur Zahlung an die klagenden Fonds verurteilt, nicht zahlen werde. Die neue Umschuldungsrunde, die jetzt eröffnet wurde, kam zu spät. Vorher hatte CFK kategorisch erklärt, die Holdouts werden keinen Cent erhalten. Das hat Richter Griesa auch bei seinem Urteil erwähnt. Die argentinische Regierung hat wirklich alles nur Mögliche getan, um sich den Weg für eine Kompromisslösung zu versperren. 

			Es war von vorne herein klar, dass gleich nach der Umschuldung von 2005 eine Lösung für die Holdouts erreicht werden müsste, da sonst der Defaultzustand beibehalten wurde, was auf die Dauer unhaltbar war. Mit diesen Gläubigern musste eine Zusatzzahlung ausgehandelt werden (statt ihnen den vollen Betrag zu zahlen, der ihnen jetzt von der US-Justiz zugesprochen wurde), bevor sie einen Prozess einleiten oder gleich bei Beginn desselben. Diese Zahlung musste entweder von einem US-Richter (und nicht von der argentinischen Regierung) bestimmt werden oder nach 2014 erfolgen, wenn die Umschuldungsklausel abläuft, die bestimmt, dass die Regierung bei einer günstigeren Behandlung der Holdouts auch den umgeschuldeten Gläubigern einen entsprechenden Zusatzbetrag anerkennen müsse. Das haben die Kirchners und ihre Wirtschaftsminister jedoch nicht verstanden. 

			Die neue Berufung, die die argentinische Regierung jetzt beim gleichen Gericht eingebracht hat, mit dem Antrag, dass die 13 Mitglieder der einzelnen Berufungskammern gesamthaft ein Urteil fällen, und nicht nur die drei der Kammer, die für das Urteil verantwortlich zeichnet, hat kaum Erfolgsschancen, ebenso wie es äusserst fraglich ist, ob sich der Oberste Gerichthof des Falles annimmt, und wenn, ob er das Urteil ändert. In höchstens einem Jahr, wahrscheinlich sogar lange vorher, dürfte das Urteil endgültigen Charakter haben und in diesem Sinn voll wirken. 

			Beiläufig sei bemerkt, dass die Präsidentin vor zwei Wochen angekündigt hatte, dass die Inhaber der umgeschuldeten Bonds, die in New York kassieren, dies in Zukunft auch in Argentinien werden tun können. Sie hat jedoch kein Gesetzesprojekt in diesem Sinn im Kongress eingebracht. Versandet auch diese Ankündigung? Hat sie jemand darauf aufmerksam gemacht, dass dies als Auflehnung gegen die US-Justiz aufgefasst werden kann, was die Lage noch verschlimmern würde? CFK macht sich auf alle Fälle keine grossen Sorgen über dies. Sie hat schliesslich schon Vieles angekündigt, das dann nicht vollzogen wurde und in Vergessenheit geriet.

			Somit steht die argentinische Regierung vor der Alternative, entweder das Urteil zu erfüllen und den Holdouts den vollen Betrag zu zahlen, angeblich in gleichen Raten wie die Inhaber der umgeschuldeten Bonds ihr Geld erhalten (das wäre der Sinn der pari passu-Klausel), oder die Zahlungen allgemein zu unterbrechen, was ein neuer Default wäre. Dass dieser als „technisch” bezeichnet wird, ändert nichts an der Sache. Zwei Gruppen von Inhabern umgeschuldeter Bonds, Exchange Bondholders Group und Fintech, haben sofort gemerkt, dass sie Gefahr laufen, keine weiteren Zahlungen zu erhalten. In diesem Sinn sind sie bei der Berufungskammer vorstellig geworden, um gegen das Urteil Stellung zu nehmen. Das hat praktisch jedoch keine Wirkung. 

			Das fehlende Konkurssystem für Staaten

			Die Präsidentin wies bei der Konferenz der G-20 in Sankt Petersburg beiläufig darauf hin, dass es ein Konkurssystem für Staaten geben müsse. Sie hat es jedoch versäumt, dem Thema die Bedeutung zu geben, die es hat, mit einer eingehenden Begründung und dem Antrag, dass die G-20 der nächsten Gipfelkonferenz das Thema in die Tagesordnung aufnimmt. Hätte sich die Regierung schon vorher darum gekümmert, hätte es eventuell auch dieses Mal behandelt werden können. Statt dessen hat sich CFK bemüht, dass die Steuerparadiese in Steuerverstecke („guaridas”) umgetauft werden, und war dabei auch erfolgreich, worauf sie sehr stolz war, obwohl dies an der Sache nichts ändert. Sie hat jedoch nicht erklärt, was sie vor zwei Wochen auf den Seychelle-Inseln getan hat, die einer dieser verpönten Orte sind. 

			Laut privatem Handelsrecht wäre auf der ganzen Welt bei einem Vergleich, bei dem die Gläubiger, die 93% des nicht gezahlten Betrages besitzen oder vertreten, ein Umschuldungsangebot angenommen haben, dieses Angebot auch für die restlichen 7% bindend. Es gibt jedoch kein internationales Recht in diesem Sinn, wie es vor bald zwei Jahrzehnten schon die damalige Vizepräsidentin des IWF, die US-Vertreterin Anne Krueger vorschlug. Es war gewiss eine gute Initiative, die dazu geführt hätte, dass die Verschuldungskrise in Griechenland u.a. Ländern lange vorher geplatzt wäre, womit das Problem leichter zu lösen gewesen wäre. So hingegen wurde es von Regierungen und Banken in unveranwortlicher Weise hinausgeschoben. Auch jetzt wäre eine internationale Regelung dieser Art positiv, weil wieder eine unverantwortliche Zunahme der Staatsverschuldung eingetreten ist. Laut „World Economic Outcome”, vom IWF, hat sich die Verschuldung einzelner Staaten zwischen 2007 und 2012 folgendermassen entwickelt (in Prozenten des BIP): Deutschland: von 65,5% auf 88,7%; Grossbritannien: 43,7% auf 88,7%; Frankreich: 64,2% auf 90%; Spanien: 36,3% auf 90,7%; USA: 67,2% auf 107,2%; Irland: 25% auf 117,7%; Griechenland: 107,4% auf 170,7%; Japan: 183% auf 236,6%. Es ist höchste Zeit, dass diese Entwicklung beendet wird. Ein Konkursrecht für Staaten, das sich an die Grundzüge des Privatrechts hält, würde dies bremsen, da Banken und Sparer dann weniger bereit sein würden, den hochverschuldeten Staaten weiter zu leihen. 

			Wie weit jedoch eine Gesetzgebung dieser Art rückwirkend auf den argentinischen Fall angewendet werden kann, ist gewiss fraglich. Bestenfalls könnte dies Argentinien bei einer Kompromisslösung helfen, die allerdings auch jetzt kaum noch möglich erscheint. Allein, bei einer neuen Umschuldung, die nicht ausgeschlossen werden sollte, die auch bisher nicht berücksichtigten oder anerkannten Staatsschulden erfasst, könnte eine internationale Konkursregelung angewendet werden.

			Dabei wären jedoch auch normale Beziehungen zum IWF notwendig, der prinzipiell eine wohlwollende Haltung einnimmt, da es schliesslich seine Hauptfunktion ist, einzelnen Staaten bei der Überwindung von Zahlungsbilanz- und Verschuldungskrisen zu helfen. Auch jetzt hat die IWF-Generaldirektorin Cristine Lagarde sich des argentinischen Falles angenommen, wurde jedoch von der US-Regierung gehindert, in diesem Sinn fortzuschreiten. Statt zu begreifen, dass der IWF bei der Schuldenfrage im Wesen ein Alliierter Argentiniens ist, wird er von CFK verteufelt und als Handlanger obskurer Interessen der Mächtigen dieser Welt hingestellt. Die grossen Staaten brauchen indessen den IWF nicht; sie kämen auch ohne ihn aus, und könnten sich dabei sogar leichter durchsetzen. Für die schwächeren ist er hingegen wesentlich. 

			Aus der gegenwärtigen Perspektive gesehen, gerät Argentinien in absehbarer Zeit in einen neuen Default, weil das Land sonst nicht nur die ca. u$s 1,5 Mrd. an die Geierfonds (plus Gerichtskosten und Anwaltshonorare) zahlen muss, die den Prozess gewonnen haben, sondern gleich danach auch den anderen Holdouts zahlen muss, wobei im US-Recht das Prinzip der „class action” gilt, d.h., ein Fall, der in letzter gerichtlicher Instanz entschieden worden ist, wird von den Richtern erster Instanz direkt, und ohne Berufungsmöglichkeit, bei analogen Fällen angewendet. Der argentinische Staat müsste somit insgesamt über u$s 25 Mrd. zahlen.

			Die anderen unbezahlten Schulden

			Abgesehen vom Problem mit den Holdouts bestehen noch weitere Probleme, die den Fall noch schwieriger machen. Halten wir fest:

			- Beim Weltbankschiedsgericht ICSID (International Center for Settlement of Investment Disputes, auf spanisch CIADI) bestehen Forderungen von über einer Milliarde Dollar, bei denen definitive Urteile gegen Argentinien bestehen. Wenn hier nicht gezahlt wird, dann kommt die neue Zahlungsunfähigkeit auch von dieser Seite auf Argentinien zu. Doch gleich danach kommt ein Rattenschwanz von weiteren Forderungen. Insgesamt bestehen um die 40 Klagen, die alle berechtigt sind, die insgesamt, je nach dem Betrag, der schliesslich festgesetzt wird, zwischen u$s 20 und u$s 40 Mrd. ausmachen. Wie weit noch die Möglichkeit besteht, durch Verhandlung zu einer Kompromisslösung zu gelangen, sei dahingestellt. Doch auch wenn es schon zu spät dafür ist, und über ein Jahrzehnt lang nur versucht wurde, die Prozesse durch Schikanen in die Länge zu strecken, sollte dieser Weg zumindest versucht werden.

			- Den Staaten, die im sogenannten Pariser Klub zusammnengeschlossen sind, schuldet Argentinien zwischen u$s 9 und u$s 10 Mrd. Es handelt sich um Schulden (plus Zinsen), die auf Grund von nicht bezahlten weichen Krediten für Lieferungen von Maschinen und Anlagen gewährt wurden, plus einer Milliarde, die Spanien dem Land geliehen hat, als die Krise von 2001 ausbrach. CFK erklärte im Oktober 2010, Argentinien werde diese Schuld in bar zahlen. Das ist jedoch nicht geschehen. Die Präsidentin war auch hier zu leichtfertig mit ihren Erklärungen. Der Pariser Klub ist bereit, eine Zahlung in Raten anzunehmen, fordert dabei jedoch die Aufsicht des IWF. Und das will CFK auf keinen Fall. Hier sei bemerkt, dass der Konflikt dazu führt, dass die Banken der Staaten, die Kapitalgüter erzeugen, keine weichen Kredite für Lieferungen an Argentinien erteilen können, weil die staatlichen Kreditversicherungsinstitute (Hermes in Deutschland, Coface in Frankreich u.a.) keine neuen Kredit versichern können, solange die ausstehenden Forderungen nicht geregelt sind. Argentinien braucht dringend Kapitalgüter, um die Produktion zu erhöhen und, vor allem, um die Konkurrenzfähigkeit zu steigern. Im letzten Jahrzehnt hat ein rasanter Fortschritt bei Maschinen stattgefunden, die automatischer und allgemein besser sind, und somit kostensparend wirken.

			- Es bestehen noch weitere Konflikte, bei denen es um nicht bezahlte Forderungen gegenüber ausländischen Gläubigern geht. Der wichtigste ist der von Repsol, der zwar auch beim ICSID eingereicht worden ist, jedoch eine besondere Bedeutung hat, weil Repsol sich bemüht, gleichzeitig Argentinien unter Druck zu setzen, indem Investitionen anderer Erdölunternehmen in Argentinien, ganz besonders im Schiefergaslager „Vaca Muerta”, behindert werden. Für die argentinische Wirtschaft ist dieser Fall kritisch, da sonst die Zahlungsbilanz bei Energie (vornehmlich bei Erdöl, Benzin, Dieselöl und Gas) ein zunehmendes Defizit aufweist, das das Land nicht verträgt.

			- Schliesslich bestehen auch intern ungelöste Schuldenprobleme. Das wichtigste besteht in den Schulden der ANSeS gegenüber Rentnern, die eine rückwirkende Berichtigung fordern, im Sinn des Urteils des Obersten Gerichtshofes im Fall Badaro. Die Klagen überschwemmen die Gerichte, und der Oberste Gerichtshof frägt sich, ob es nicht vernünftig wäre, auch in Argentinien das System der „class action” einzuführen, womit das Badaro-Urteil automatisch und ohne Berufungsmöglichkeit auf alle analogen Fälle angewendet würde. Das ergäbe jedoch einen Milliardenbetrag, den die Regierung als unbezahlbar betrachtet, weshalb die obersten Richter vor einer Entscheidung zurückschrecken. Das Problem sollte zunächst durch ein Gesetz gelöst werden, das Klarheit bei der Pensionierunsgesetzgebung schafft, so dass viele Klagen keine legale Grundlage mehr haben, wobei ausserdem bestimmt werden müsste, dass die Zahlung über einen bestimmen Betrag hinaus in Staatspapieren erfolgt. Doch die Regierung handelt auch hier wie sie es immer tut, nämlich indem sie das Problem nicht zur Kenntnis nimmt und die Klagen mit prozessalen Schikanen hinausschiebt, in Erwartung, dass die Rentner nach und nach sterben und die Erben dann aufgeben.

			Vernünftigerweise müsste sich die argentinische Regierung bei den erwähnten Auslandsschulden um eine Gesamtlösung bemühen, die unter der Schirmherrschaft des IWF (und unterschwellig auch der US-Regierung) erreicht werden müsste. Die zivilisierte Welt hat bestimmt kein Interesse, dass Argentinien sich zunehmend schliesst und in eine Dauerkrise gerät, die auch politisch schlimme Konsequenzen haben kann. Von dieser Regierung, die von einem Gegensatz der Interessen und nicht von einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen Argentinien und der Welt ausgeht, kann man jedoch kaum so etwas erwarten. Denn CFK und ihre hohen Beamten beschreiten konsequent den Weg der Konfrontation und des Konfliktes. Wie weit sie schliesslich eine kritische Lage und eine dauerhafte Stagnation dazu bewegt, ihre prinzipielle Haltung zu ändern, sei dahingestellt. Allein, ob CFK überhaupt in der Lage ist, die verfahrene Lage zurecht zu biegen, nachdem sie die Glaubhaftigkeit vollständig verloren hat, kann gewiss bezweifelt werden. Allgemein wird angenommen, dass erst eine neue Regierung dazu in der Lage wäre. Ein Neubeginn erfordert neue Leute, die prinzipiell anders denken: rationell, pragmatisch, kompromissbereit und mit Anerkennung der Wirklichkeit, so wie sie ist. Ausserdem müssen sie glaubhaft sein.

			

		

	